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09.3303 – Motion 
Solarfonds für eine nachhaltige Umwelt-, Energie- u nd Wirtschaftspolitik 
 
 
Eingereicht von   Otto Ineichen 
Einreichungsdatum 20.03.2009 
Eingereicht im  Nationalrat 
Stand der Beratung Erledigt 
 
Eingereichter Text 
Der Bundesrat wird beauftragt, als Sofortmassnahme eine Vorlage mit dem Ziel auszuarbei-
ten, einen bis Ende 2012 befristeten Fonds in der Grössenordnung von 1 Milliarde Franken 
zur Förderung von solarthermischen Anlagen (Sonnenkollektoren) zu errichten. Der Fonds 
soll zu zwei Dritteln durch den Bund und zu einem Drittel durch die Stromwirtschaft gespie-
sen werden. Hierzu führt der Bundesrat mit der Stromwirtschaft im Sinne des Public-Private-
Partnership-Gedankens Verhandlungen. 
 
Mit dem Fonds soll für Anlagen ein Investitionsbeitrag von 15 Prozent, zusätzlich zu allfälli-
gen anderen Beiträgen, gesprochen werden. Von der Unterstützung sollen private wie auch 
öffentliche Investoren profitieren können. 
 
Begründung 
Das Solarenergiepotenzial ist bei Weitem noch nicht ausgeschöpft. Durch die finanzielle 
Förderung solarthermischer Anlagen wird das brachliegende Potenzial erschlossen, der 
CO2-Ausstoss gesenkt und gleichzeitig die Konjunktur angekurbelt. Innert kürzester Zeit 
können mit Investitionsbeiträgen in der Höhe von rund 1 Milliarde Franken Aufträge für das 
einheimische Gewerbe und die Industrie in der Höhe von 6 bis 7 Milliarden Franken ausge-
löst werden. Solaranlagen können in kürzester Zeit gebaut und genutzt werden. Neben der 
Anpassung der Wärmeerzeugung werden oft zusätzlich Aufträge im Bereich des Fassaden-
baus bzw. der Wärmedämmung ausgelöst. 
 
Neben der kurzfristigen Wirkung (Konjunkturimpuls) stiftet die Investition in Solaranlagen ü-
ber das Bestehen des Fonds hinaus einen langfristigen Nutzen: Solaranlagen ermöglichen 
uns, in der Energieversorgung von den knappen fossilen Energieträgern wegzukommen und 
damit die Auslandabhängigkeit zu reduzieren. 
 
Antwort des Bundesrates vom 13.05.2009 
Die Motion fordert die Errichtung eines Fonds in der Grössenordnung von 1 Milliarde Fran-
ken. Mit diesem Betrag könnte die Realisierung von 2,5 bis 4,5 Millionen Quadratmetern an 
thermischen Solaranlagen im Zeitraum von 2010 bis 2012 unterstützt werden. Um die zur 
Verfügung gestellten Gelder auszuschöpfen, müssten demnach pro Jahr zwischen 800 000 
und 1 500 000 Quadratmeter an Solaranlagen gebaut werden. Selbst der zuständige Fach-
verband setzt mit Blick auf eine verkraftbare Steigerung das Ziel, im Jahr 2020, also in weit 
grösserem Zeithorizont, die Fläche der thermischen Solaranlagen auf etwa 7 Millionen Quad-
ratmeter zu steigern. Heute werden jährlich etwa 100 000 Quadratmeter gebaut. Die Steige-
rungsrate im letzten Jahr betrug rund 25 Prozent. Diese Zunahme ist für das Gewerbe noch 
verkraftbar. Der Bundesrat geht jedoch nicht davon aus, dass die Installation von 0,8 bis 1,5 
Millionen Quadratmetern an Solaranlagen bis 2012 von der Branche realisiert werden könn-
te. Es wäre zudem kaum möglich, in der kurzen Zeitspanne genügend Fachleute auszubil-
den, die Qualität der Produkte hochzuhalten sowie übermässige Preisanstiege zu vermei-
den. 
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Erfahrungen mit früheren Förderprogrammen lassen im Übrigen daran zweifeln, ob in der 
gegenwärtigen Situation der geforderte Investitionsbeitrag von maximal 15 Prozent genügen 
würde, um einen erfolgreichen Anreiz zur Realisierung von Solaranlagen zu geben. 
Eine entsprechende Förderung müsste deshalb auf das Jahr 2020 ausgedehnt werden; dies 
würde auch eine kontinuierliche Entwicklung der Branche ermöglichen. Im Lichte der wegen 
beschlossener Steuerentlastungen erwarteten Mindereinnahmen und ausgabenseitiger 
Mehrbelastungen lassen die Haushaltperspektiven für die kommenden Jahre einen Mit-
telaufbau in der geforderten Höhe nur schwerlich zu. Ausserdem widersprechen Fondslö-
sungen tendenziell der Steuerbarkeit und Transparenz des Haushaltes. 
 
Erklärung des Bundesrates vom 13.05.2009 
Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion. 
 
 
12.06.2009 NR Ablehnung 
  


